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Bekanntmachung der Stadt Erkrath 

 

über das Widerspruchsrecht zur Auskunftserteilung über das Internet gem.  

§ 34 Abs. 1b des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Melde- 

gesetz NRW – MG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Sep-

tember 1997 (GV NRW S. 332) 

 

 
Gem. § 34 Abs. 1a des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen können 
einfache Melderegisterauskünfte u. a. im Wege des automatisierten Abrufs über das 
Internet erteilt werden, wenn 
 

1. der Antrag in der amtlich vorgeschriebenen Form gestellt worden ist, 
2. der Antragsteller den Betroffenen mit Vor- und Familiennamen sowie mindes-

tens zwei weiteren der auf Grund von § 3 Abs. 1 gespeicherten Daten be-
zeichnet hat und 

3. die Identität des Betroffenen durch einen automatisierten Abgleich der im An-
trag angegebenen mit den im Melderegister gespeicherten Daten des Betrof-
fenen eindeutig festgestellt worden ist. 

 
Die Stadt Erkrath hat den Zugang zur Internetauskunft ermöglicht. Ein Abruf ist nicht 
zulässig, wenn der Betroffene dieser Form der Auskunftserteilung widersprochen 
hat. Auf das Widerspruchsrecht weise ich hiermit hin. Einwohnerinnen und Einwoh-
ner, die der Auskunftserteilung über das Internet widersprechen wollen, können dies 
dem Bürgermeister der Stadt Erkrath, Bürgerbüro, Bahnstraße 16, 40699 Erkrath, 
schriftlich mitteilen. 
 
 
Erkrath, 12.01.2009 
 
 
Werner 
Bürgermeister 
 
 
 

*** 
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Bekanntmachung der Stadt Erkrath 

 

über das Widerspruchsrecht bzw. das Einwilligungserfordernis zur 

 Weitergabe persönlicher Daten gem. § 35 Abs. 6 des Meldegesetzes für 

 das Land Nordrhein-Westfalen (Meldegesetz NRW – MG NRW) in der  

Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 1997 (GV NRW S. 332) 

 

 

Gemäß § 35 des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen darf die Melde-
behörde auf Anfrage Auskunft aus dem Melderegister über 
 

• Vor- und Familiennamen 
• Doktorgrad 
• Anschriften 

 
in besonderen Fällen erteilen. 
 
1. Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und anderen Trägern von Wahl-

vorschlägen im Zusammenhang mit Parlaments- und Kommunalwahlen oder 
unmittelbaren Wahlen von Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern sowie Land-
rätinnen und Landräten in den sechs der Wahl vorangehenden Monaten Auskunft 
aus dem Melderegister über die in § 34 Abs. 1 MG NRW bezeichneten Daten 
(Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften) von Gruppen von Wahl-
berechtigten erteilen, für deren Zusammensetzung das Lebensalter der Betroffe-
nen bestimmend ist. Die Auskunft ist auf zwei Gruppen zu beschränken, die ih-
rerseits nicht mehr als zehn Geburtsjahrgänge umfassen dürfen. Die Geburtstag 
der Wahlberechtigten dürfen dabei nicht mitgeteilt werden. Der Empfänger hat 
die Daten spätestens einen Monat nach der Wahl zu löschen und hierzu erforder-
lichenfalls die Datenträger zu vernichten; er hat mit dem Auskunftsersuchen eine 
entsprechende schriftliche Verpflichtungserklärung abzugeben. 
 

2. Im Zusammenhang mit Volksbegehren und Volksentscheiden sowie mit Bürger-
entscheiden dürfen Auskünfte nach Maßgabe des § 35 Abs. 1 MG NRW den An-
tragstellern und Parteien erteilt werden. Die Auskünfte dürfen bei Volksbegehren 
vom Tage der Veröffentlichung der Zulassung der Listenauslegung bis zum Ab-
lauf der Eintragungs- und Nachfrist und bei Volksentscheiden vom Tage der Ver-
öffentlichung des Abstimmungstages bis zum Tag vor dem Abstimmungstag ge-
geben werden. Bei Bürgerentscheiden dürfen die Auskünfte vom Tag der Ent-
scheidung, nach der einem zulässigen Bürgerbegehren nicht entsprochen wird, 
bis zum Tag vor dem Abstimmungstag gegeben werden. 
 

3. Die Meldebehörde darf Mitgliedern parlamentarischer und kommunaler Vertre-
tungskörperschaften sowie Presse und Rundfunk eine Melderegisterauskunft ü-
ber Alters- und Ehejubiläen von Einwohnern nach deren Einwilligung erteilen. Die 
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Auskunft darf nur die in § 34 Abs. 1 MG NRW genannten Daten des Betroffenen 
sowie Tag und Art des Jubiläums umfassen. 
 

4. Zum Zweck der Veröffentlichung in gedruckten Adressbüchern darf Adressbuch-
verlagen Auskunft über Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und Anschriften 
sämtlicher Einwohner erteilt werden, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Die 
Übermittlung der Daten ist nur zulässig, sofern die Betroffenen zuvor schriftlich 
eingewilligt haben. Eine Verknüpfung dieser Daten mit anderen personenbezo-
genen Daten ist unzulässig. 

 
Betroffene haben das Recht, der Weitergabe ihrer Daten nach den Ziffern 1 und 2 zu 
widersprechen. Auf das Widerspruchsrecht sowie auf das Erfordernis der Einwilli-
gung nach den Ziffern 3 und 4 weise ich hiermit hin. Einwohnerinnen und Einwohner, 
die der Weitergabe der Daten widersprechen oder ihr Einverständnis zur Weitergabe 
abgeben wollen, können dies dem Bürgermeister der Stadt Erkrath, Bürgerbüro, 
Bahnstraße 16, 40699 Erkrath, schriftlich mitteilen. 
 
 
Erkrath, 12.01.2009 
 
 
Werner 
Bürgermeister 
 

*** 

 
 

Bekanntmachung der Stadt Erkrath  
 

über die Anmeldung der Schülerinnen und Schüler zu den weiterführenden 
Schulformen (Hauptschule, Realschule, Gymnasium)  

in der Stadt Erkrath zum Schuljahr 2009/2010 
 
 
Die Anmeldungen für die städt. Hauptschulen, Realschulen und Gymnasien 
(5. Klassen) können an folgenden Tagen in der Schule vorgenommen werden: 
 
 Montag,  16.02.2009, 9.00-12.00 und 16.00-19.00 Uhr 
 Dienstag, 17.02.2009, 9.00-12.00 und 16.00-19.00 Uhr 
 Mittwoch, 18.02.2009, 9.00-12.00 Uhr 
 
Diese Zeiten gelten für alle weiterführenden Schulen. 
 
Albert-Schweitzer-Schule, Städtische Gemeinschaftshauptschule, 
Freiheitstraße 17-23, 40699 Erkrath 
 
Carl-Fuhlrott-Schule, Städtische Gemeinschaftshauptschule im Sedental, 
Rankestraße 2, 40699 Erkrath 
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Städtische Realschule Erkrath, Karlstraße 7-9, 40699 Erkrath 
 
Städtische Realschule Hochdahl, Rankestraße 4, 40699 Erkrath 
 
Gymnasium am Neandertal, Städtisches Gymnasium Erkrath, Heinrichstraße 12,  
40699 Erkrath 
 
Gymnasium Hochdahl, Städtisches Gymnasium der Sekundarstufen I und II, 
Rankestraße 4-6, 40699 Erkrath 
 
 
An beiden Gymnasien erfolgt zu den Anmeldeterminen auch die Vormerkung zur 
Aufnahme in die Jahrgangsstufe 11 der gymnasialen Oberstufe für Schülerinnen und 
Schüler bestimmter anderer Schulformen. 
 
Zur Anmeldung sind das letzte Zeugnis und das Familienbuch bzw. die Geburtsur-
kunde mitzubringen. Bei der Anmeldung zur 5. Klasse ist außerdem die Vorlage des 
Anmeldeformulars notwendig. Diese Formulare werden in Erkrather Grundschulen 
im Januar an Schülerinnen und Schüler verteilt. 
 
 
Erkrath, den 08.01.2009 
 
 
Stadt Erkrath 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
 
 
Schwab-Bachmann 
 
 

*** 

 
Rechtsverbindliche Bekanntmachung der Stadt Erkrath 

 
des Bebauungsplanes Nr. E 21 – Steinhof West –  

 
 

 
Der Bebauungsplan Nr. E 21 - Steinhof West - wird gemäß der Bekannt-
machungsanordnung vom 20.01.2009 mit dieser Bekanntmachung rechtsverbind-
lich. 
 
Rechtsgrundlage der Bekanntmachung:  

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.12.2006 (BGBl. I S. 3316) in Verbin-
dung mit den §§ 7 und 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. 
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NRW. 1994 S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 24.Juni 2008 
(GV. NRW. 2005 S. 514). 

 

Der Rat der Stadt Erkrath hat in seiner 33. Sitzung am 16.12.2008 den Bebauungs-
plan Nr. E 21 - Steinhof West - gemäß § 10 (1) des Baugesetzbuches (BauGB) in 
Verbindung mit §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NW) als Satzung beschlossen. 

Dieser Bebauungsplan wird ohne Anzeigeverfahren im Sinne von § 10 Abs. 2 
BauGB (Prüfung durch die Bezirksregierung Düsseldorf) bekannt gemacht.  

Der ungefähre Planbereich ergibt sich aus dem umrandeten Kartenausschnitt: 

 

Deutsche Grundkarte, Freigabe Kreis Mettmann vom 17.02.1998, Nr. DGK 5 ( L 4/98) 
 

 
 
Der Bebauungsplan, die Begründung einschließlich Umweltbericht und die zusam-
menfassende Erklärung gem. § 10 Abs. 4 BauGB liegen ab dem Tage der Bekannt-
machung im Stadtplanungsamt der Stadt Erkrath, Verwaltungsstelle Hochdahl, 
Schimmelbuschstraße 11-13, Zimmer 300, während der Dienststunden zu jeder-
manns Einsicht aus. Über den Inhalt des Bebauungsplanes, der Begründung und der 
zusammenfassenden Erklärung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 
Hingewiesen wird:  

1. auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des Baugesetz-
buches über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsan-
sprüche wegen Planungsschäden infolge der Aufstellung des Bebauungspla-
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nes. Ein Entschädigungsberechtigter kann die Fälligkeit des Anspruches da-
durch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen (§ 44 Abs. 1 BauGB) beantragt. Ein Entschä-
digungsanspruch erlischt, wenn er nicht innerhalb von drei Jahren nach Ab-
lauf des Kalenderjahres, in dem die planungsbedingten Vermögensnachteile 
eingetreten sind, geltend gemacht wird. 

2. auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 1 BauGB. 

 Danach ist eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses Ge-
setzbuches für die Rechtswirksamkeit einer Satzung nach diesem Gesetz-
buch nur beachtlich, wenn 

a) entgegen § 2 Abs. 3 BauGB die von der Planung berührten Belange, die 
der Gemeinde bekannt waren oder hätten bekannt sein müssen, in we-
sentlichen Punkten nicht zutreffend ermittelt oder bewertet worden sind 
und wenn der Mangel offensichtlich und auf das Ergebnis des Verfahrens 
von Einfluss gewesen ist; 

b) die Vorschriften über die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 
3 Abs. 2, § 4 Abs. 2, § 4a Abs. 3 und 5 Satz 2, § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
und 3 (auch in Verbindung mit § 13 a Abs. 2 Nr. 1 ), § 22 Abs. 9 Satz 2, § 
34 Abs. 6 Satz 1 sowie  § 35 Abs. 6 Satz 5 verletzt worden sind; dabei ist 
unbeachtlich, wenn bei Anwendung der Vorschriften einzelne Personen, 
Behörden oder sonstige Träger öffentlicher Belange nicht beteiligt worden 
sind, die entsprechenden Belange jedoch unerheblich waren oder in der 
Entscheidung berücksichtigt worden sind, oder einzelne Angaben dazu, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, gefehlt ha-
ben, oder der Hinweis nach § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 (auch in Verbin-
dung mit § 13 Abs. 2 Satz 2 und § 13a Abs. 2 Nr. 1) gefehlt hat, oder bei 
Anwendung des § 13 Abs. 3 Satz 2 die Angabe darüber, dass von einer 
Umweltprüfung abgesehen wird, unterlassen wurde, oder bei Anwendung 
des § 4a Abs. 3 Satz 4 oder des § 13 (auch in Verbindung mit § 13a Abs. 
2 Nr. 1) die Voraussetzungen für die Durchführung der Beteiligung nach 
diesen Vorschriften verkannt worden sind; 

c) die Vorschriften über die Begründung der Satzung (einschließlich des 
Entwurfes) nach §§ 2a, 3 Abs. 2, § 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 und Abs. 5, 
§ 9 Abs. 8 und § 22 Abs. 10 verletzt worden sind; dabei ist unbeachtlich, 
wenn die Begründung der Satzung (einschließlich des Entwurfes) unvoll-
ständig ist; abweichend von Halbsatz 2 ist eine Verletzung von Vorschrif-
ten in Bezug auf den Umweltbericht unbeachtlich, wenn die Begründung 
hierzu nur in unwesentlichen Punkten unvollständig ist; 

d) ein Beschluss der Gemeinde über die Satzung nicht gefasst, eine Geneh-
migung nicht erteilt oder der mit der Bekanntmachung des Bebauungspla-
nes verfolgte Hinweiszweck nicht erreicht worden ist. 

3. auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 2 BauGB.  

 Für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes ist auch unbeachtlich, wenn 

a) die Anforderungen an die Aufstellung eines selbstständigen Bebauungs-
plans (§ 8 Abs. 2 Satz 2) oder an die in § 8 Abs. 4 bezeichneten dringen-
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den Gründe für die Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans nicht 
richtig beurteilt worden sind; 

b) § 8 Abs. 2 Satz 1 hinsichtlich des Entwickelns des Bebauungsplans aus 
dem Flächennutzungsplan verletzt worden ist, ohne dass hierbei die sich 
aus dem Flächennutzungsplan ergebende geordnete städtebauliche Ent-
wicklung beeinträchtigt worden ist; 

c) der Bebauungsplan aus einem Flächennutzungsplan entwickelt worden ist, 
dessen Unwirksamkeit sich wegen Verletzung von Verfahrens- oder Form-
vorschriften einschließlich des § 6 nach Bekanntmachung des Bebau-
ungsplans herausstellt; 

d) im Parallelverfahren gegen § 8 Abs. 3 verstoßen worden ist, ohne dass die 
geordnete städtebauliche Entwicklung beeinträchtigt worden ist. 

4. auf die Rechtsfolgen des § 214 Abs. 3 BauGB. 

 Danach ist für die Abwägung die Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Be-
schlussfassung der Satzung maßgebend. Mängel, die Gegenstand der Rege-
lung in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 sind, können nicht als Mängel der Abwägung 
geltend gemacht werden; im Übrigen sind Mängel im Abwägungsvorgang nur 
erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das Abwägungsergebnis von Ein-
fluss gewesen sind.  

5. auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB. 

Danach werden unbeachtlich 

a) eine beachtliche Verletzung der unter 2a), 2b) und 2c) dieser Hinweise 
(§ 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3) bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften,  

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächen-
nutzungsplanes und 

c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,  

 wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung be-
gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 

6. auf § 7 Abs. 6 GO NRW.  

 Danach kann eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der GO 
NRW beim Zustandekommen dieses Bebauungsplanes nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennut-
zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  



14. Jahrgang Stadt Erkrath, Amtsblatt 21.01.2009 Nr. 2 

 9 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher ge-
rügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

Mit dem Tage dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. E 21 - Steinhof 
West - in Kraft. 

Die Vorschrift des § 214 Abs. 4 BauGB bleibt unberührt.  

 

Bekanntmachungsanordnung 

Es wird bestätigt, dass die vorliegende Bekanntmachung mit den Beschlüssen des 
Rates übereinstimmt. 

Das Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. E 21 - Steinhof West -, Ort und Zeit der 
Auslegung sowie die aufgrund des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung 
erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.  

 

Erkrath, 20.01.2009  

 

 

Werner 
Bürgermeister 

 

 
____________________________________________________________________ 
 
Sitzungstermine 
 
Januar 2009 
 

Rat Mittwoch 21.01.2009 17.00 Uhr 
Stadthalle Erkrath, Nean-
derstr. 58  

Ausländerbeirat Mittwoch 28.01.2009 18.30 Uhr 
Sitzungsraum PAREA, 
Schliemannstr. 44 a  

 
___________________________________________________________________ 
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*** 


